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Einleitung 

Die Europäische Union ist zuvörderst eine Rechtsgemeinschaft, wie es 
schon Walter Hallstein treffend ausdrückte1: Sie ist durch Recht geschaf-
fen, und sie schafft als nunmehr autonome Rechtsordnung höchst produk-
tiv ihr eigenes Recht. Die von Hallstein im Jahre 1973 beobachtete Domi-
nanz des Rechtlichen in Europa hat sich bis heute erhalten2. Trotz großer 
Anstrengungen und vieler gutgemeinter Bemühungen ist es bislang nicht 
gelungen, Europa darüber hinaus auch als politische und emotionale Ein-
heit zu formen3. So weist nicht nur die demokratische Einbindung der Bür-
ger auf europäischer Ebene nach wie vor große Defizite auf 4. 

Über den vielen gar nicht zu bestreitenden Unzulänglichkeiten geraten 
die gewaltigen Errungenschaften des europäischen Projekts freilich allzu 
leicht außer Blick. Diese liegen gar nicht so sehr in den wirtschaftlichen 
Vorteilen eines offenen Binnenmarktes als vielmehr in der Etablierung 
einer heute für selbstverständlich gehaltenen Friedensordnung, in der Kon-
flikte nicht mehr mit Waffen im Felde, sondern mit Argumenten in der 
politischen Auseinandersetzung und stetig zunehmend im Rechtsstreit vor 
Gericht ausgetragen werden. Während Europa in der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts in Kriegen von barbarischer Gewalt versank, erstand es in 
der zweiten Hälfte wieder als eine Zivilisation des Rechts5. Die Wahrung 

                                     
1  Hallstein, Die Europäische Gemeinschaft, S. 31; zustimmend etwa auch Reding, 

ZEuS 14 (2011), 559, 561. Dies gilt ungeachtet allen Streits um ihre inhaltliche Aus-
richtung als beschränkte Wirtschafts- oder umfassende politische Gemeinschaft. 

2  Dies gilt auch und sogar besonders im Zusammenhang mit den Maßnahmen zur 
Überwindung der sogenannten Finanzkrise. Denn unabhängig davon, ob diese Maßnah-
men sich im Rahmen des Unionsrechts bewegen oder nicht, versuchen doch alle politi-
schen Akteure ihr Handeln als ein rechtmäßiges und rechtsförmiges Verhalten zu legiti-
mieren und auch ihre Gegner müssen auf den dadurch begründeten Rechtsdiskurs einge-
hen. So erweist sich die Diskussion als genuin rechtlich. Vgl. exemplarisch EuGH, Urt. 
v. 27.11.2012, C-370/12 (Pringle ./. Ireland), Slg. 2012, I-0000 und dazu die Anmerkun-
gen von Ruffert und Thym in JZ 2013, 257 ff. 

3  Vgl. grundlegend Haltern, Europarecht und das Politische. 
4  Zu der im Vergleich zu den Mitgliedstaaten geringeren demokratischen Ausgestal-

tung der Europäischen Union siehe BVerfG, Urt. v. 30.6.2009, 2 BvE 2 und 5/08, 2 BvR 
1010, 1022, 1259/08 und 182/09 (Lissabonvertrag), BVerfGE 123, 267, Rn. 260 ff. 

5  Zur Prägung der Europäischen Union durch das Recht siehe nur Mengozzi, Il Diritto 
dell’Unione Europea 2011, 585, 586 ff. 


